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Text 

§ 295. (1) Ist ein Bescheid von einem Feststellungsbescheid abzuleiten, so ist er ohne Rücksicht 
darauf, ob die Rechtskraft eingetreten ist, im Fall der nachträglichen Abänderung, Aufhebung oder 
Erlassung des Feststellungsbescheides von Amts wegen durch einen neuen Bescheid zu ersetzen oder, 
wenn die Voraussetzungen für die Erlassung des abgeleiteten Bescheides nicht mehr vorliegen, 
aufzuheben. Mit der Änderung oder Aufhebung des abgeleiteten Bescheides kann gewartet werden, bis 
die Abänderung oder Aufhebung des Feststellungsbescheides oder der nachträglich erlassene 
Feststellungsbescheid rechtskräftig geworden ist. 

(2) Ist ein Bescheid von einem Abgaben-, Meß-, Zerlegungs- oder Zuteilungsbescheid abzuleiten, so 
gilt Abs. 1 sinngemäß. 

(2a) Ist ein Bescheid von einem Bescheid gemäß § 48 Abs. 2 oder 4 abzuleiten, ist er ungeachtet des 
Eintritts der Rechtskraft oder der Verjährung im Fall der nachträglichen Erlassung oder Aufhebung des 
Bescheides von Amts wegen aufzuheben oder insoweit abzuändern, als der Bescheid sich auf den Spruch 
des abgeleiteten Bescheides auswirkt. 

(3) Ein Bescheid ist ohne Rücksicht darauf, ob die Rechtskraft eingetreten ist, auch ansonsten zu 
ändern oder aufzuheben, wenn der Spruch dieses Bescheides anders hätte lauten müssen oder dieser 
Bescheid nicht hätte ergehen dürfen, wäre bei seiner Erlassung ein anderer Bescheid bereits abgeändert, 
aufgehoben oder erlassen gewesen. Mit der Änderung oder Aufhebung des Bescheides kann gewartet 
werden, bis die Abänderung oder Aufhebung des anderen Bescheides oder der nachträglich erlassene 
andere Bescheid rechtskräftig geworden ist. 
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(4) Wird eine Bescheidbeschwerde, die gegen ein Dokument, das Form und Inhalt 

 – eines Feststellungsbescheides (§ 188) oder 

 – eines Bescheides, wonach eine solche Feststellung zu unterbleiben hat, 

gerichtet ist, als unzulässig zurückgewiesen, weil das Dokument kein Bescheid ist, sind auf das 
Dokument gestützte Bescheide auf Antrag der Partei aufzuheben. Der Antrag ist innerhalb eines Jahres ab 
Rechtskraft der Zurückweisung zu stellen. Der an die Stelle des aufgehobenen Bescheides tretenden 
Abgabenfestsetzung steht, soweit sie im das Dokument ersetzenden Bescheid enthaltene Feststellungen 
übernimmt, der Eintritt der Verjährung nicht entgegen, wenn die Festsetzung innerhalb eines Jahres ab 
Aufhebung erfolgt. § 209a Abs. 2 erster Satz gilt sinngemäß, wenn gegen den das Dokument ersetzenden 
Bescheid fristgerecht Beschwerde erhoben wird. 

(5) Die Entscheidung über Aufhebungen und Änderungen nach den Abs. 1 bis 4 steht der 
Abgabenbehörde zu, die für die Erlassung des aufzuhebenden bzw. zu ändernden Bescheides zuständig 
war oder vor Übergang der Zuständigkeit als Folge einer Bescheidbeschwerde oder einer 
Säumnisbeschwerde (§ 284 Abs. 3) zuständig gewesen wäre. Ist die diesbezügliche Zuständigkeit auf eine 
andere Abgabenbehörde übergegangen, so steht die Entscheidung der zuletzt zuständig gewordenen 
Abgabenbehörde zu. 
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